
Sachgebiet 5/1/2 Aufenthaltserlaubnis 
 

Normen AufenthG § 25b 

Schlagworte Prüfungsumfang bei Beantragung eines humanitären Aufenthaltsrechtes 

Leitsatz 
 
1. Wird ein humanitäres Aufenthaltsrecht beantragt, ist in aller Regel davon auszugehen, 
dass sich der Antrag auf sämtliche diesem Aufenthaltszweck zuzurechnenden 
Erteilungsvorschriften stützt, soweit der zugrunde gelegte Lebenssachverhalt ein einheitlicher 
ist. Insoweit gilt nichts anderes als für die Bestimmung des Streitgegenstandes einer Klage 
auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis, der ebenfalls durch die Aufenthaltszwecke und den 
zu Grunde gelegten Lebenssachverhalt bestimmt und begrenzt wird, aus denen der 
Anspruch hergeleitet wird, nicht aber aus der Verortung eines Anspruchs im Gesetz 
(Fortführung der Senatsrechtsprechung: VGH Bad.-Württ., Beschl. v. 01.09.2014 - 11 S 
1245/14 - juris Rn. 16; BVerwG, Urt. v. 04.09.2007 - 1 C 43/06 - juris Rn. 12 und 42 zu § 
104a AufenthG aF).  
 
2. Eine Klage ist in diesen Fällen nicht wegen Fehlens einer nicht nachholbaren 
Klagevoraussetzung unzulässig, soweit sie zuletzt auf eine Erteilungsvorschrift  gestützt wird, 
die erst im Laufe des gerichtlichen Verfahrens in Kraft getreten ist (hier: § 25b AufenthG).  
 
VGH Baden-Württemberg Beschluss  vom 07.12.2015 11 S 1998/15 
Vorinstanz VG Stuttgart (Az. 11 K 1336/15) 
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11 S 1998/15 
 
 
 
 
 
 

VERWALTUNGSGERICHTSHOF 
BADEN-WÜRTTEMBERG 

   
 B e s c h l u s s   

    
In der Verwaltungsrechtssache 
 
 
 
 

-  Klägerin  - 
-  Antragstellerin  - 

prozessbevollmächtigt: 
 
 
 

gegen 
 

Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Landratsamt Göppingen, 
Lorcher Straße 6, 73033 Göppingen, Az: 51.4-10749 A 
 

-  Beklagter  - 
-  Antragsgegner  - 

 
 
wegen Aufenthaltserlaubnis 
hier: Antrag auf Zulassung der Berufung 
 
 
 
hat der 11. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg durch den 
Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Funke-Kaiser, die Richterin 
am Verwaltungsgerichtshof Dr. Bauer und den Richter am Amtsgericht (waRi) 
Dr. Beichel-Benedetti 
 
am 7. Dezember 2015 
 
beschlossen: 
 
Auf den Antrag der Klägerin wird die Berufung gegen das Urteil des Verwal-
tungsgerichts Stuttgart vom 18. August 2015 - 11 K 1336/15 - zugelassen. 
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Gründe 
 
Die Klägerin hat den gesetzlichen Anforderungen genügend dargelegt, dass 

das Urteil des Verwaltungsgerichts ernstlichen Zweifeln ausgesetzt ist (vgl. 

§ 124 Abs. 1 Nr. 1 VwGO). Diese liegen auch in der Sache vor. 

 

1. Die Klage ist erstinstanzlich zu Unrecht als unzulässig abgewiesen worden, 

soweit die Klägerin nach Klageerhebung im März 2015, gerichtet auf die Ertei-

lung eines Aufenthaltsrechts aus humanitären Gründen, ihren Antrag in der 

mündlichen Verhandlung am 18.08.2015 auch auf die zum 01.08.2015 in Kraft 

getretene Vorschrift des § 25b AufenthG gestützt hat. 

 

Entgegen der Auffassung des Verwaltungsgerichts spricht hier nichts dafür, 

dass es der Klage in Bezug auf § 25b AufenthG an einer nicht nachholbaren 

Klagevoraussetzung fehlen könnte, weil die Klägerin insoweit noch keinen 

Antrag bei der Beklagten gestellt hätte. Das Verwaltungsgericht sieht zwar, 

dass die Klägerin schon im Verwaltungsverfahren mit Schreiben vom 

01.08.2013 die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen 

beantragt hat, zieht daraus jedoch nicht den richtigen Schluss. Aus der maß-

geblichen Sicht des Empfängerhorizonts des Beklagten (§§ 133, 157 BGB) 

konnte nicht zweifelhaft sein, dass sie ihren Antrag zu keinem Zeitpunkt auf 

einen Anspruch auf § 25 Abs. 5 AufenthG beschränkt wissen wollte. Insoweit 

gilt nichts anderes als für die Bestimmung des Streitgegenstandes einer Kla-

ge auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis, der ebenfalls durch die Aufent-

haltszwecke und den zu Grunde gelegten Lebenssachverhalt bestimmt und 

begrenzt wird, aus denen der Anspruch hergeleitet wird, nicht aber aus der 

Verortung eines Anspruchs im Gesetz (BVerwG, Urt. v. 04.09.2007 - 1 C 

43/06 - juris Rn. 12 und 42 zu § 104a AufenthG aF). 

 

Mit Blick auf den hier maßgeblichen Zeitpunkt für die Beurteilung der Sach- 

und Rechtslage der (letzten) gerichtlichen Entscheidung in der Tatsachenin-

stanz (BVerwG, Urt. v. 16.06.2004 - 1 C 20/03 - juris Rn. 11) ist eine erhebli-

che Änderung des maßgeblichen Rechts - hier die Einführung des § 25b Auf-

enthG zum 01.08.2015 - im gerichtlichen Verfahren daher zu berücksichtigen 
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(vgl. BVerwG, Beschl. v. 14.06.2002 - 7 AV 1.02 - DVBl. 2002, 1556 und vom 

15.12.2003 - 7 AV 2.03 - NVwZ 2004, 744). Unzweifelhaft statuiert § 25b Auf-

enthG ein humanitäres Aufenthaltsrecht, das daher vom Verwaltungsgericht in 

der Sache zu prüfen gewesen wäre. Dies gilt umso mehr, da die Klägerin bei 

Klageerhebung auf § 25b AufenthG noch gar nicht abstellen konnte. Soweit 

sich aus dem Umstand, dass § 25b AufenthG erst zum 01.08.2015 in Kraft 

getreten ist, ergibt, dass die Behörde sich zu dieser Vorschrift noch nicht ver-

halten konnte, lag die Entscheidungsreife im Zeitpunkt der mündlichen Ver-

handlung vor dem Verwaltungsgericht möglicherweise noch nicht vor, worauf 

dieses mit einer geeigneten Verfahrensführung hätte reagieren müssen, etwa 

durch eingehende Erörterung im Termin oder durch Vertagung. 

 

2. Vor diesem Hintergrund ist der Ausgang des Verfahrens offen. Wenn das 

Verwaltungsgericht in seinen die angegriffene Entscheidung nicht tragenden 

Ausführungen zu § 25b AufenthG zu der Einschätzung gelangt, dass die Klä-

gerin dessen Voraussetzungen nicht erfülle, führt dies nicht zu dem sicheren 

Schluss, dass sich die angegriffene Entscheidung - jedenfalls im Ergebnis - 

als zutreffend erweist. Denn diese Ausführungen erschöpfen sich in einer le-

diglich kursorischen, und nicht abschließenden rechtlichen Bewertung eines 

möglicherweise nicht hinreichend gewürdigten Sachverhalts. Zudem sind we-

sentliche Fragen die Vorschrift betreffend noch nicht gerichtlich geklärt. Nach 

§ 25b AufenthG soll ein Aufenthaltsrecht erteilt werden, wenn die Vorausset-

zungen des Absatzes 1 der Vorschrift vorliegen. Da diese ausweislich des 

Wortlauts der Norm regelmäßig zu erfüllen sind, wird in der bisher verfügba-

ren Literatur und Rechtsprechung davon ausgegangen, dass es diesbezüglich 

einer Gesamtschau der Umstände des Einzelfalls bedarf (Zühlcke, HTK-

AuslR, Stand: 04.10.2015, § 25b AufenthG zu Abs. 1 Rn. 17; etwas enger 

wohl: OVG NRW, Beschl. v. 21.07.2015 - 18 B 486/14 - juris Rn. 10: Regel-

/Ausnahmeverhältnis). Näheres hierzu ist noch zu klären. Die Reichweite die-

ser Ausnahme ist vorliegend möglicherweise auch entscheidungserheblich: 

 

Sofern das Verwaltungsgericht meint, es sei nicht erkennbar, dass die Kläge-

rin über Grundkenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung und der Le-

bensverhältnisse im Bundesgebiet im Sinne des § 25b Abs. 1 Nr. 2 AufenthG 
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verfüge, ist zunächst festzustellen, dass solche Grundkenntnisse vor Einfüh-

rung dieser Vorschrift für die Erlangung eines humanitären Aufenthaltsrechtes 

nicht erforderlich waren. Der Nachweis der Grundkenntnisse soll, wie auch in 

Fällen des § 9 AufenthG, über den erfolgreichen Besuch eines Integrations-

kurses geführt werden können (so etwa: Zühlcke, HTK-AuslR, Stand: 

04.10.2015, § 25b AufenthG zu Abs. 1 Rn. 74). Geht man davon aus, liegt es 

auf der Hand, dass die Klägerin schon keine realistische Möglichkeit hatte, 

bis zur mündlichen Verhandlung des Verwaltungsgerichts diesen Nachweis zu 

erbringen, nachdem die Vorschrift erst 18 Tage zuvor in Kraft getreten war. 

Zudem ist aufklärungsbedürftig, ob für die betroffene Personengruppe über-

haupt schon Integrationskurse angeboten werden. Mit anderen Worten: Die 

Frage, ob und ggf. in welcher Form von der Klägerin den Nachweis von 

Grundkenntnissen der Rechts- und Gesellschaftsordnung und der Lebensver-

hältnisse im Bundesgebiet verlangt werden kann, ist offen.  

 

Dies gilt nicht weniger, soweit das Verwaltungsgericht meint, vom Erfordernis 

der überwiegenden Sicherung des Lebensunterhaltes nach § 25b Abs. 1 Nr. 3 

AufenthG könne bei der Klägerin nicht nach § 25b Abs. 3 AufenthG abgese-

hen werden, da die ärztliche Stellungnahme des Dr. XXXXXXXX vom 

10.08.2015 sich mit keinem Wort zur Frage der Arbeitsfähigkeit der Klägerin 

verhalte und nicht erkennbar sei, dass sich aus den geschilderten Krankheits-

bildern die Arbeitsunfähigkeit ergebe. Offenkundig war diese Fragestellung für 

die ärztliche Stellungnahme nicht von Relevanz; sie ist erkennbar einzig vor 

dem Hintergrund der Frage der Zumutbarkeit der Ausreise der Klägerin ver-

fasst worden. Die ärztliche Stellungnahme wird vom Verwaltungsgericht zu-

dem stark verkürzt zu Grunde gelegt. Schon die Wiedergabe der geschilder-

ten Krankheitsbilder lässt wesentliche Bewertungen hinsichtlich des 

Schweregrads der Erkrankungen und deren Auswirkungen auf die Lebensfüh-

rung der Klägerin außen vor. Nimmt man den gesamten Inhalt der Stellung-

nahme in den Blick und berücksichtigt die familiäre Entwicklung bei der Klä-

gerin (schwere Krebserkrankung ihres Mannes und dessen Tod Anfang 2015), 

spricht einiges dafür, dass deren Arbeitsfähigkeit schon seit längerem zwei-

felhaft ist, was im Weiteren aufzuklären ist.  
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Die Kostenentscheidung bleibt der abschließenden Entscheidung im Beru-

fungsverfahren vorbehalten. 

 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar. 

 

Belehrung über das zugelassene Rechtsmittel 
 

Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Beschlusses 

zu begründen. Die Begründung ist beim Verwaltungsgerichtshof Baden-

Württemberg, Schubertstraße 11, 68165 Mannheim oder Postfach 10 32 64, 

68032 Mannheim, einzureichen. Die Begründung muss einen bestimmten An-

trag sowie die im Einzelnen anzuführenden Gründe der Anfechtung (Beru-

fungsgründe) enthalten. 

 

Für das Berufungsverfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof müssen sich die 

Beteiligten, außer in Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmäch-

tigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein 

Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof eingeleitet wird. Als Bevollmäch-

tigte sind nur Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer staatlichen oder 

staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaats der Europäischen Uni-

on, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt besit-

zen, zugelassen. Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts 

einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebilde-

ten Zusammenschlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähi-

gung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt 

anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts ein-

schließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten 

Zusammenschlüsse  vertreten lassen.  

 

Vor dem Verwaltungsgerichtshof sind auch die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 

7 VwGO bezeichneten Personen und Organisationen als Bevollmächtigte zu- 
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gelassen. Ein Beteiligter, der nach Maßgabe des § 67 Abs. 4 Sätze 3, 5 und 7 

VwGO zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten. 

 

 

Funke-Kaiser                            Dr. Bauer              Dr. Beichel-Benedetti 
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